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Leitsätze 1. Ein von einer Behörde übersandtes

Telefax ist kein elektronisches Dokument
im Sinne des § 65d SGG und wahrt die
Formvorschriften für die Berufung nicht.
2. Das SGG trifft in §§ 65 ff. SGG
Regelungen zu den elektronischen
Dokumenten. Ergänzende Regelungen
ergeben sich aus der aufgrund der
Verordnungsermächtigung in § 65a Abs. 2
Satz 2 SGG erlassenen Verordnung über
die technischen Rahmenbedingungen des
elektronischen Rechtsverkehrs und über
das besondere elektronische
Behördenpostfach – Elektronischer-
Rechtsverkehr-Verordnung (ERVV).
3. Die Übermittlung per Telefax erfolgt
auf keinem sicheren Übermittlungsweg
im Sinne des § 65a Abs. 4 SGG.

Normenkette SGG § 65d

1. Instanz

Aktenzeichen S 4 U 1394/21
Datum 16.11.2022

2. Instanz

Aktenzeichen L 6 U 3560/22
Datum 13.07.2023

3. Instanz

Datum -

Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Sozialgerichts Reutlingen
vom 16.Â November 2022 wird als unzulÃ¤ssig verworfen.
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Die Beklagte hat dem KlÃ¤ger die auÃ�ergerichtlichen Kosten des
Berufungsverfahrens zu erstatten.

Â 

Tatbestand

Zwischen den Beteiligten ist die Feststellung einer BewegungseinschrÃ¤nkung der
rechten Schulter nach SchÃ¤digung der Rotatorenmanschette infolge eines
Arbeitsunfalls des KlÃ¤gers vom 29.Â Januar 2021 umstritten, bei dem er an einer
Maschine hÃ¤ngenblieb und stÃ¼rzte.

Er ist 1961 geboren, hat nach der Hauptschule eine Lehre zum Schreiner absolviert
und sich â�� nach TÃ¤tigkeit in diesem Beruf â�� 1991 zum Meister qualifiziert.
Danach erwarb er noch die Qualifikation eines Betriebswirts im Handwerk und ist
seit Februar 2017 vollschichtig als Maschinenbediener in einer MÃ¶belfabrik tÃ¤tig.
Der KlÃ¤ger ist verheiratet, hat zwei Kinder und bewohnt mit seiner Familie ein 120
m2 groÃ�es Eigenheim. Haus und Garten werden von den Eheleuten gemeinsam
versorgt (vgl. AnamneseÂ H1).

In der Unfallanzeige der Arbeitgeberin wurde angegeben, dass der KlÃ¤ger am 29.
Januar 2021 auf dem Weg von der Keilzinkanlage zur Breitenverleimung gewesen
sei. Dabei sei er mit der Hosentasche an einer Ecke hÃ¤ngengeblieben. Der KlÃ¤ger
habe versucht, sich mit einem Schritt nach vorne abzufangen, sei Ã¼ber die am
Boden befestigte KabelbrÃ¼cke gestolpert und auf seine Schulter geflogen.

F1 gab im Durchgangsarztbericht vom 29. Januar 2021 an, dass der KlÃ¤ger an
einer Maschine hÃ¤ngengeblieben sei und sich mit dem rechten Arm habe abfangen
wollen. Dabei habe er Schmerzen in der rechten Schulter gespÃ¼rt. Bei Aufnahme
sei der rechte Arm in Schonhaltung hÃ¤ngen gelassen worden. Die periphere
Durchblutung, die Motorik und die SensibilitÃ¤t seien intakt gewesen. Schmerzen
wÃ¼rden am rechten oberen Schulterrand und flÃ¤chig am vorderen
Schulterbereich angegeben. Der Arm habe nicht aktiv zur Seite oder nach vorne
angehoben werden kÃ¶nnen, mit der rechten Hand sei gerade so das Kreuzbein zu
erreichen gewesen. Der Nackengriff sei nicht mÃ¶glich, bei passiver Anhebung des
rechten Armes nach vorne oder zur Seite wÃ¼rden Schmerzen angegeben. Die
Sonografie habe keinen relevanten Gelenkerguss gezeigt, soweit einsehbar sei der
hintere Anteil des Labrums intakt, es bestehe der Verdacht auf eine Ruptur der
Supraspinatussehne. Ein Hinweis auf eine frische knÃ¶cherne Verletzungsfolge
ergebe sich nicht.

Im Verlaufsbericht vom 3. Februar 2021 wurden unverÃ¤nderte Schmerzen an der
rechten Schulter mit der UnfÃ¤higkeit den Arm anzuheben beschrieben. Die
Kernspintomographie (MRT) der rechten Schulter vom 1. Februar 2021 (S1, Z1
-Klinikum) zeigte eine vollstÃ¤ndige Ruptur der Supraspinatussehne, eine
intraartikulÃ¤re nahezu vollstÃ¤ndige Ruptur der langen Bizepssehne, eine
ausgeprÃ¤gte SLAP-LÃ¤sion sowie eine Partialruptur der Infraspinatussehne.
S2 legte im Verlaufsbericht vom 9. Februar 2021 dar, dass der KlÃ¤ger berichtet
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habe, zwischen zwei Maschinen gestolpert zu sein und sich hierbei mit dem
ausgestreckten Arm versucht zu haben, sich an einem ca. 60 cm hohen Gegenstand
abzufangen. Hierbei sei es zu einem forcierten ARO-Trauma mit massiv
einschieÃ�endem Schmerz im Bereich des rechten Schultergelenks gekommen. Es
bestehe die Indikation zur operativen Versorgung. Die MRT vom 9. Februar 2021
(Radiologische Gemeinschaftspraxis L1) zeige eine ausgedehnte
Supraspinatussehnen-Ruptur sowie eine Ruptur der Infraspinatussehne mit
deutlicher Retraktion sowie fortgeschrittener Atrophie und bereits beginnender
intramuskulÃ¤rer Verfettung.

Der D1 fÃ¼hrte beratungsÃ¤rztlich aus, dass die MRT eine knÃ¶cherne hypertrophe
Arthrose des AC-Gelenks mit fortgeschrittener LÃ¤sion der Rotatorenmanschette,
insbesondere vollstÃ¤ndiger Ruptur der Supraspinatussehne zeige.
Verletzungsspezifische Begleitverletzungen seien trotz des relativ kurzen Zeitraums
zwischen dem Unfallereignis und der MRT-Untersuchung nicht festzustellen. Aus
diesem Grunde und aufgrund der Befundkonstellation, insbesondere der bereits
ausgeprÃ¤gten muskulÃ¤ren Artrophie des Supraspinatus, seien die SchÃ¤den dem
Unfallereignis vom 29. Januar 2021 zeitlich vorzuordnen. Mit Schreiben vom 10.
MÃ¤rz 2021 brach die Beklagte die Behandlung gegenÃ¼ber der OrthopÃ¤dischen
Klinik M1 (OKM) und der Sportklinik R1 ab.

Mit Bescheid vom 11. MÃ¤rz 2021 erkannte die Beklagte das Ereignis vom 29.
Januar 2021 als Arbeitsunfall und eine folgenlos ausgeheilte Zerrung der rechten
Schulter als Unfallfolge an.

Den Widerspruch wies die Beklagte mit Widerspruchsbescheid vom 26. Mai 2021
zurÃ¼ck. Der vorliegende Befund im Bereich der rechten Schulter beschreibe â��
abgesehen von der erlittenen Zerrung â�� lediglich degenerative,
schicksalsmÃ¤Ã�ige VerÃ¤nderungen und lasse sich nicht mit der im Recht der
gesetzlichen Unfallversicherung erforderlichen hinreichenden Wahrscheinlichkeit
auf den beschriebenen Hergang zurÃ¼ckfÃ¼hren.

Am 21. Juni 2021 hat der KlÃ¤ger Klage beim Sozialgericht Reutlingen (SG) erhoben,
welches zur weiteren SachaufklÃ¤rung die radiologischen Aufnahmen und das
Vorerkrankungsverzeichnis der Krankenkasse (AOK B1) beigezogen hat.

Weiterhin hat das SG von Amts wegen das orthopÃ¤dische
SachverstÃ¤ndigengutachten desÂ D2 aufgrund ambulanter Untersuchung vom 12.
November 2021 erhoben. Dieser hat ausgefÃ¼hrt, dass der KlÃ¤ger auf die Frage,
was beim Versuch des Festhaltens mit der rechten Hand mit dem rechten Arm
passiert sei, geantwortet habe, dies nicht zu wissen. Es sei alles so schnell
gegangen. Er habe sich noch mit der rechten Hand auf HÃ¼fthÃ¶he festgehalten
und sei dann nach vorne auf die linke KÃ¶rperseite, auf das Schultergelenk und auf
das HÃ¼ftgelenk gestÃ¼rzt. Ob er mit der rechten Hand losgelassen habe, wisse er
nicht mehr. Diese Angaben entsprÃ¤chen nicht denen in der Verwaltungsakte, wo
von einem leicht abduzierten Arm berichtet werde. Es sei deshalb festzustellen,
dass der genaue Unfallmechanismus mit den daraus resultierenden
Krafteinwirkungen auf das rechte Schultergelenk unbekannt sei.
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Bei der vergleichenden Inspektion der SchultergÃ¼rtel von bauchseits bestehe kein
erkennbarer Seitenunterschied in der AusprÃ¤gung der Schulterkappenmuskulatur,
bei vergleichender Inspektion der SchultergÃ¼rtel von rÃ¼ckenseitig sei die
SchultergÃ¼rtelmuskulatur rechts diskret vermindert. Die Muskulatur im Bereich
der Ober- und Unterarme sowie im Bereich der HÃ¤nde erscheine seitengleich
ausgeprÃ¤gt, die Umfangsmessung ergebe eine um 1 cm vermehrte
Muskelmehrbemantelung des rechten Unterarms und einen um 0,5 cm vermehrten
Umfang der rechten Mittelhand. Die Durchblutung beider Arme und HÃ¤nde, Haut-
Behaarung, Haut-FÃ¤ltelung und Haut-Farbe seien seitengleich regelrecht. Ã�ber
der rechten Schulterkappenmuskulatur befÃ¤nden sich an typischer Stelle drei
kleine abheilte Operationsnarben. Die aktive VorwÃ¤rtshebung des rechten Armes
sei bis 60Â° durchgefÃ¼hrt worden. Bei Aufforderung, die VorwÃ¤rtsanhebung des
rechten Armes im Schultergelenk durch UnterstÃ¼tzung der linken Hand zu
vergrÃ¶Ã�ern, werde diese bis 90Â° mÃ¶glich. Beim Versuch die passive
VorwÃ¤rtshebung zu Ã¼berprÃ¼fen, habe der KlÃ¤ger ab 70Â° aktiv dagegen
gedrÃ¼ckt.

Die radiologisch sichtbar gewordene Verfettung der Supraspinatusmuskulatur
beweise eine gravierende degenerative VorschÃ¤digung der Supraspinatussehne.
Auch der Abriss der Supraspinatussehne an ihrem knÃ¶chernen Ansatz spreche
gegen eine unfallbedingte (traumatische) ZerreiÃ�ung der Supraspinatussehne, da
eine solche zum einen mit einer sogenannten â��Sehnenwelleâ�� und zum anderen
mit dem Verbleiben eines Sehnenstumpfes am Tuberculum maius korreliere. Die
wesentliche TeilursÃ¤chlichkeit fÃ¼r die SupraspinatussehnenzerreiÃ�ung stellten
die unfallunabhÃ¤ngigen degenerativen VorschÃ¤den der Supraspinatussehne dar.
Deshalb seien biomechanische Ã�berlegungen einer
SupraspintussehnenzerreiÃ�ung Ã¼berflÃ¼ssig, dies aber auch deshalb, weilt der
Unfallmechanismus nicht rekonstruiert werden kÃ¶nne.

Die bei der jetzigen Untersuchung vorgefÃ¼hrten BewegungseinschrÃ¤nkungen im
rechten Schultergelenk sowie die Kraftminderungen kÃ¶nnten nicht dem
streitgegenstÃ¤ndlichen Unfallereignis zugeordnet werden. Zu betonten sei, dass
die vorgefÃ¼hrte massiv ausgeprÃ¤gte Kraftminderung der rechten Hand dem
objektiven Befund einer rechts stÃ¤rker als links ausgeprÃ¤gten
Unterarmmuskulatur widerspreche. Da keine unfallbedingten
GesundheitsstÃ¶rungen vorlÃ¤gen, entfalle eine unfallbedingte Minderung der
ErwerbsfÃ¤higkeit (MdE).

Auf Antrag des KlÃ¤gers nach Â§ 109 Sozialgerichtsgerichtsgesetz (SGG) hat das SG
das orthopÃ¤dische SachverstÃ¤ndigengutachten des H1 aufgrund ambulanter
Untersuchung vom 25.Â April 2022 erhoben.

Der operative Eingriff sei am 31. MÃ¤rz 2021 in der OKM durchgefÃ¼hrt worden.
Nach dem vorliegenden Operationsbericht habe sich nach einer partiellen
Synovektomie der Befund einer intakten Subskapularissehne, einer
fortgeschrittenen transmuralen Ruptur der Supraspinatussehne und einer in den
oberen Anteilen transmural rupturierten und fortgeschrittenen retrahierten
Infraspinatussehne gezeigt. Der ZÃ¼gelapparat der langen Bizepssehne sei laut OP-
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Bericht doch beschÃ¤digt. Die lange Bizepssehne sei nahe des Bizepssehnenankers
hochgradig partiell rupturiert. Das Schultergelenk selbst habe keine relevanten
KnorpelschÃ¤den gezeigt. Das Labrum sei unauffÃ¤llig. Eine histologische
Untersuchung des Sehnengewebes sei offensichtlich nicht erfolgt. Am 3.Â Januar
2022 sei in M2 ein Revisionseingriff aufgrund einer Re-Ruptur erfolgt. Der erneute
Defekt sei wieder verschlossen worden, allerdings nicht ausschlieÃ�lich mittels
einer Naht, sondern mithilfe eines Transplantates.

Die Beweglichkeit des rechten Schultergelenks sei noch deutlich eingeschrÃ¤nkt.
Der KlÃ¤ger demonstriere eine aktive Beugung nach vorne und eine seitliche
Abspreizung um jeweils etwa 60Â° bis 70Â°. Auch die aktive EinwÃ¤rtsdrehung sei
eingeschrÃ¤nkt, der rechte HandrÃ¼cken erreiche noch die rechte GesÃ¤Ã�hÃ¤lfte.
Zu anhaltenden SensibilitÃ¤tsstÃ¶rungen in der rechten oberen GliedmaÃ�e sei es
zu keinem Zeitpunkt gekommen. Die grobe Kraft in der rechten Hand sei nur
geringfÃ¼gig beeintrÃ¤chtigt, problematisch seien aktive Bewegungen in der
rechten Schulter gegen WiderstÃ¤nde.

Der KlÃ¤ger habe keine Vorbeschwerden in der rechten Schulter angegeben, das
Vorerkrankungsverzeichnis der Krankenkasse weise keine entsprechenden
Behandlungen der Schulter auf.

Der KlÃ¤ger selbst schildere einen Sturz nach vorne, den er mit der rechten Hand
abgefangen habe. Im D-Arztbericht sei lediglich von einem Abfangen mit dem
rechten Arm die Rede. Wie Ã¼blich fÃ¤nden sich keine sehr detaillierten
Informationen Ã¼ber den Ereignisablauf. Aufgrund der vorliegenden Informationen
sei aber davon auszugehen, dass der KlÃ¤ger tatsÃ¤chlich gestÃ¼rzt sei. Aus
gutachterlicher Sicht lieÃ�en sich aus den Informationen keine Betrachtungen
Ã¼ber die biomechanische Belastung der Rotatorenmanschette anstellen. Es
kÃ¶nne aber zumindest gefolgert werden, dass das geschilderte Ereignis prinzipiell
keiner Alltagsbelastung entsprochen habe und es generell geeignet erscheine, alle
mÃ¶glichen SchÃ¤den an der rechten Schulter zu verursachen
(Kapselbandverletzung, Muskelsehnenverletzung, Knorpel- KnochenschÃ¤den etc.).

Die akut aufgetretene ausgeprÃ¤gte Schmerzsymptomatik in Verbindung mit einer
FunktionsstÃ¶rung seien Hinweise, aber keine sicheren Beweise fÃ¼r die relevante
UnfallschÃ¤digung. Der D-Arztbericht sei relativ sparsam formuliert. Es sei von einer
deutlichen BewegungseinschrÃ¤nkung in der rechten Schulter die Rede, Details
lieÃ�en sich keine entnehmen. Eine akute deutliche BewegungseinschrÃ¤nkung in
der rechten Schulter sei ebenfalls ein typischer, aber nicht beweisender Hinweis auf
einen Unfallschaden.
Die FunktionsstÃ¶rung der rechten Schulter sei teilursÃ¤chlich auf das geschilderte
Ereignis zurÃ¼ckzufÃ¼hren. Die WirbelsÃ¤ulen- und die HÃ¼ftverÃ¤nderungen
hÃ¤tten mit dem Unfall nichts zu tun. Aufgrund des radiologischen Bildes sei davon
auszugehen, dass der KlÃ¤ger bereits zum Unfallzeitpunkt degenerative SchÃ¤den
in der Rotatorenmanschette gehabt habe, die die biomechanische Festigkeit der
Rotatorenmanschette beeintrÃ¤chtigt habe. Die Verfettung der Muskulatur sei
vereinbar mit einer Teilrissbildung der Rotatorenmanschette schon vor dem Unfall.
Diese GesundheitsstÃ¶rungen seien von annÃ¤hernd gleichwertiger, keinesfalls nur
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von untergeordneter Bedeutung, ebenso das geschilderte Ereignis. Die
FunktionsstÃ¶rungen im Bereich der rechten Schulter seien mit einer MdE von 25
v.Â H. zu bewerten.

Zu dem SachverstÃ¤ndigengutachten des D2 bestÃ¼nden erhebliche
Meinungsunterschiede. Er stimme mit diesem Ã¼berein, dass es unsinnig sei, allein
aufgrund von vagen Unfallschilderungen den Versuch zu unternehmen, eine
detaillierte biomechanische Analyse zu versuchen, die dann abschlieÃ�end
darÃ¼ber entscheiden solle, ob der nach dem Ereignis nachgewiesene
KÃ¶rperschaden dem Ereignis anzulasten sei. Er â��H1 â�� gehe aber nicht davon
aus, dass die Unfallanalyse vÃ¶llig auÃ�er Acht gelassen werden sollte. Er stimme
mit D2 weiterhin Ã¼berein, dass beim KlÃ¤ger zum Unfallzeitpunkt degenerative
relevante VorschÃ¤den in der Rotatorenmanschette bestanden hÃ¤tten, die dann
zu einer Verfettung der dazugehÃ¶rigen Muskulatur gefÃ¼hrt hÃ¤tten. Im
Gegensatz zu D2 gehe er aber nicht davon aus, dass es nur eine wesentliche
TeilursÃ¤chlichkeit gebe. D2 lasse die Frage unbeantwortet, weshalb der KlÃ¤ger
bis zum Unfallzeitpunkt offensichtlich ohne Fehlzeiten seine kÃ¶rperlich belastende
Arbeit habe verrichten kÃ¶nnen. Es werde aus dem SachverstÃ¤ndigengutachten
nicht vÃ¶llig klar, ob D2 in Frage stelle, dass der kernspintomographisch
nachgewiesene Strukturschaden der Rotatorenmanschette bereits vor dem Ereignis
bestanden habe. Selbst wenn aber von einem Vorschaden der Rotatorenmanschette
ausgegangen werde, sei es erst nach dem Ereignis zu einer FunktionseinbuÃ�e
gekommen.

Die ErwerbsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers habe sich also offenbar zum Zeitpunkt des
Ereignisses schlagartig verÃ¤ndert. Wenn er als Nichtjurist den Sachverhalt richtig
bewerte, stehe aber die ErwerbsfÃ¤higkeit unter dem Schutz der gesetzlichen
Unfallversicherung. Sozialpolitisch und damit auch sozialrechtlich gehe es also nicht
primÃ¤r um die strukturelle IntegritÃ¤t der Rotatorenmanschette. Selbst wenn also
davon ausgegangen wÃ¼rde, dass bereits zum Unfallzeitpunkt der spÃ¤ter
beschriebene Rotatorenmanschettendefekt bestanden habe, sei trotzdem der Frage
nachzugehen, ob das Ereignis nicht zu einer wesentlichen BeeintrÃ¤chtigung der
Funktions-/ErwerbsfÃ¤higkeit unabhÃ¤ngig von strukturellen SchÃ¤den gefÃ¼hrt
haben kÃ¶nne. Vor diesem Hintergrund sei wiederum nicht unbedeutend, das
geschilderte Ereignis selbst zu berÃ¼cksichtigen. D3 beschreibe degenerative
VerÃ¤nderungen des Sehnengewebes und eine Verfettung der Muskulatur, die aus
radiologischer Sicht auf einen Vorschaden hinwiesen. Dieser Auffassung sei zu
folgen, daraus kÃ¶nne aber nicht die Schlussfolgerung gezogen werden, wonach
dies einen Zusatzschaden durch das Unfallereignis, der fÃ¼r die Funktion der
rechten Schulter von Ã¼berragender Bedeutung gewesen sei, ausschlieÃ�e.

Die Beklagte ist den AusfÃ¼hrungen des SachverstÃ¤ndigen entgegengetreten.

Mit Urteil aufgrund mÃ¼ndlicher Verhandlung vom 16. November 2022 hat das SG
die Beklagte verurteilt, unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom 11. MÃ¤rz 2021 in
der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 26. Mai 2021 als weitere Unfallfolge
eine BewegungseinschrÃ¤nkung der rechten Schulter nach SchÃ¤digung der
Rotatorenmanschette und der langen Bizepssehne anzuerkennen.
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Am 20. Dezember 2022 hat die Beklagte per Telefax und mit am 23. Dezember
2022 eingegangenem Schriftsatz postalisch Berufung beim Landessozialgericht
Baden-WÃ¼rttemberg (LSG) eingelegt.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Reutlingen vom 16. November 2022 aufzuheben und
die Klage abzuweisen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  die Berufung der Beklagten zurÃ¼ckzuweisen.

Er verweist auf die angefochtene Entscheidung.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung des Senats ohne mÃ¼ndliche
Verhandlung einverstanden erklÃ¤rt.

Der Senat hat die Beteiligten darauf hingewiesen, dass die Berufung nicht
formwirksam erhoben worden sein dÃ¼rfte, nachdem diese nicht durch
elektronisches Dokument erfolgt sei. Hierzu hat die Beklagte geltend gemacht, dass
es bei einem Telefax auch um ein elektronisches Dokument handele, sodass die
Berufung formgerecht erhoben sei. Das Papierdokument werde in ein TelefaxgerÃ¤t
eingefÃ¼hrt und dort zunÃ¤chst einmal elektronisch eingelesen, schlussendlich auf
elektronischem Wege Ã¼bermittelt. Ausweislich des reinen Wortlauts des Â§ 65s
SGG sei eine anderweitige und insbesondere einschrÃ¤nkende Auslegung dagegen
abwegig. Allein der Begriff des â��elektronischen Dokumentsâ�� erÃ¶ffne eine
solche Eingrenzung jedenfalls nicht.

Hinsichtlich des weiteren Sach- und Streitstandes wird auf die Verwaltungs- und
Gerichtsakte Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die Berufung der Beklagten, Ã¼ber die der Senat im EinverstÃ¤ndnis der
Beteiligten ohne mÃ¼ndliche Verhandlung entscheidet (Â§ 124 Abs. 2 SGG), ist
unzulÃ¤ssig und deshalb zu verwerfen (Â§ 158 Satz 1 SGG). 

Streitgegenstand des Berufungsverfahrens ist das Urteil des SG vom 16. November
2022, mit dem die Beklagte auf die kombinierte Anfechtungs- und
Verpflichtungsklage (Â§Â 54 Abs. 1 SGG) verpflichtet worden ist, unter
AbÃ¤nderung des Bescheides vom 11.Â MÃ¤rz in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides (Â§ 95) vom 26. Mai 2021 eine BewegungseinschrÃ¤nkung
der rechten Schulter nach SchÃ¤digung der Rotatorenmanschette und der langen
Bizepssehne anzuerkennen.

Die Berufung der Beklagten wahrt die Formvorschriften des Â§ 65d Abs. 1 SGG in
seiner ab 1.Â Januar 2022 geltenden Fassung nicht, sodass sie nicht formwirksam

                             7 / 11

https://dejure.org/gesetze/SGG/65s.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/65s.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/124.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/158.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/54.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/65d.html


 

erhoben worden ist. Dieser bestimmt, dass vorbereitende SchriftsÃ¤tze und deren
Anlagen sowie schriftlich einzureichende AntrÃ¤ge und ErklÃ¤rungen, die durch
einen Rechtsanwalt, durch eine BehÃ¶rde oder durch eine juristische Person des
Ã¶ffentlichen Rechts einschlieÃ�lich der von ihr zur ErfÃ¼llung ihrer Ã¶ffentlichen
Aufgabe gebildeten ZusammenschlÃ¼sse eingereicht werden, als elektronisches
Dokument zu Ã¼bermitteln sind. Ab dem 1. Januar 2022 sind damit insbesondere
RechtsanwÃ¤lte und BehÃ¶rden zur Ã�bermittlung eines elektronischen Dokuments
verpflichtet, die Einreichung als SchriftstÃ¼ck oder Telefax ist ab diesem Zeitpunkt
nicht mehr wirksam (vgl. BSG, Beschluss vom 16.Â Februar 2022 â�� B 5 R 198/21
B â��, juris, Rz. 5). Dies wird aus der GesetzesbegrÃ¼ndung, zum inhaltlich
gleichlautenden Â§ 130d Zivilprozessordnung [ZPO], deutlich. Danach fÃ¼hrt die
Regelung eine Nutzungspflicht des elektronischen Rechtsverkehrs fÃ¼r
RechtsanwÃ¤lte und BehÃ¶rden ein. Nachdem durch Â§ 2 Abs. 1 des Entwurfs eines
Gesetzes zur FÃ¶rderung der elektronischen Verwaltung sowie zur Ã�nderung
weiterer Vorschriften BundesbehÃ¶rden verpflichtet wurden, bis Ende 2014 einen
elektronischen Zugang zu erÃ¶ffnen und bis 1. Januar 2020 die Akten elektronisch
zu fÃ¼hren, sah es der Gesetzgeber als gerechtfertigt an, BehÃ¶rden ab dem 1.
Januar 2022 zur Nutzung sicherer Ã�bermittlungswege fÃ¼r die Kommunikation mit
der Justiz zu verpflichten. Um den elektronischen Rechtsverkehr zu etablieren, wird
eine Pflicht vorgesehen, SchriftsÃ¤tze, AntrÃ¤ge und ErklÃ¤rungen den Gerichten
nur noch in elektronischer Form zu Ã¼bermitteln. AusdrÃ¼cklich hingewiesen wird
darauf, dass die Einreichung eine Frage der ZulÃ¤ssigkeit und von Amts wegen zu
beachten ist. Bei Nichteinhaltung ist die ProzesserklÃ¤rung nicht wirksam (vgl. BT-
Drs. 17/12634, S. 27).

Den Anforderungen des Â§ 65d SGG genÃ¼gt daher weder das Telefax der
Beklagten vom 20.Â Dezember 2022 noch der im Original postalisch am 23.
Dezember 2022 eingegangene Schriftsatz. Anders als die Beklagte meint, trifft das
SGG Regelungen zu den elektronischen Dokumenten. Â§Â 65 Abs. 1 SGG bestimmt
allgemein, dass elektronische Dokumente nach MaÃ�gabe der AbsÃ¤tze 2 bis 6 bei
Gericht eingereicht werden kÃ¶nnen. Nach Â§Â 65a Abs. 2 SGG muss das
elektronische Dokument fÃ¼r die Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein und
bestimmt die Bundesregierung durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des
Bundesrates die fÃ¼r die Ã�bermittlung und Bearbeitung geeigneten technischen
Rahmenbedingungen. Das elektronische Dokument muss mit einer qualifizierten
elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder von der
verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Ã�bermittlungsweg
eingereicht werden, Â§ 65a Abs. 3 SGG. Als sichere Ã�bermittlungswege bestimmt 
Â§ 65a Abs. 4 SGG den Postfach- und Versanddienst eines De-Mail-Kontos, wenn der
Absender bei Versand der Nachricht sicher im Sinne des Â§ 4 Abs. 1 Satz 2 des De-
Mail-Gesetzes angemeldet ist und er sich die sichere Anmeldung gemÃ¤Ã� Â§ 5
Abs. 5 des De-Mail-Gesetzes bestÃ¤tigen lÃ¤sst (Nr. 1), den Ã�bermittlungsweg
zwischen dem besonderen elektronischen Anwaltspostfach nach Â§ 31a der
Bundesrechtsanwaltsordnung oder einem entsprechenden, auf gesetzlicher
Grundlage errichtetem elektronischen Postfach und der elektronischen Poststelle
des Gerichts (Nr. 2), den Ã�bermittlungsweg zwischen einem nach DurchfÃ¼hrung
seines Identifizierungsverfahrens eingerichteten Postfachs eine BehÃ¶rde oder
einer juristischen Person des Ã¶ffentlichen Rechts und der elektronischen Poststelle
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des Gerichts (Nr. 3) und sonstige bundeseinheitliche Ã�bermittlungswege, die durch
Rechtsverordnung der Bundesregierung mit Zustimmung des Bundesrates
festgelegt werden, bei denen die AuthentizitÃ¤t und IntegritÃ¤t der Daten sowie die
Barrierefreiheit gewÃ¤hrleistet ist (Nr. 4).

Die Beklagte hat mithin weder ein elektronisches Dokument im Sinne der
Vorschriften eingereicht, noch sich eines zulÃ¤ssigen Ã�bermittlungsweges bedient.
Die Ã�bermittlung als elektronisches Dokument ist eine unverzichtbare und von
Amts wegen zu prÃ¼fende Wirksamkeitsvoraussetzung, ein nicht als elektronisches
Dokument Ã¼bermittelter Schriftsatz ist nicht formgerecht. Der FormverstoÃ�
fÃ¼hrt zur Unwirksamkeit der ProzesserklÃ¤rung (vgl. Bundesgerichtshof [BGH],
BeschlÃ¼sse vom 25. Januar 2023 â�� IV ZB 7/22 â��, juris, Rz. 16 und vom 20.
September 2022 â��Â IXÂ ZRÂ 118/22 â��, juris, Rz. 14). Abgesehen davon, dass Â§
65a SGG somit dezidierte Regelungen zu den elektronischen Dokumenten im Sinne
des Gesetzes enthÃ¤lt, hat die Bundesregierung die Verordnung Ã¼ber die
technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und Ã¼ber
das besondere elektronische BehÃ¶rdenpostfach â�� Elektronischer-Rechtsverkehr-
Verordnung [ERVV] â�� erlassen, die in Â§ 2 Abs. 1 Satz 1 ERVV klar regelt, dass
das elektronische Dokument im Dateiformat PDF zu Ã¼bermitteln ist. Die
ErwÃ¤gungen der Beklagten dazu, dass das Papierdokument in das TelefaxgerÃ¤t
eingelesen und dann elektronisch Ã¼bermittelt werde, gehen schon aus diesem
Grunde fehl, abgesehen davon, dass es sich um keinen zulÃ¤ssigen
Ã�bermittlungsweg handelt.
Lediglich ergÃ¤nzend ist darauf hinzuweisen, dass die Nutzungspflicht zur
Vermeidung eines erheblichen Druck- und Scanaufwandes bei den Gerichten
fÃ¼hren sollte (vgl. BT-Drs. 17/12634, S.Â 27), der durch die Ã�bermittlung per
Telefax und postalisch im Original vorliegend gerade entstanden ist. Sowohl das
vom FaxgerÃ¤t empfangene und ausgedruckte Telefax wie auch das postalisch
nachgesandte Original mussten nÃ¤mlich zunÃ¤chst eingescannt und der
elektronischen Akte zugefÃ¼hrt werden, sodass genau die Belastung entstanden
ist, den das Gesetz vermeiden will.

Ein Telefax stellt auch deshalb kein elektronisches Dokument im Sinne der Â§Â§ 65a
ff. SGG dar, da auch bei der rein digitalen Ã�bermittlung eines Telefaxes unter
Verwendung von Codierungen und Protokollen gerade nicht die beim Absender
erstellte unverÃ¤nderte Datei Ã¼bertragen wird (vgl.: MÃ¼ller in: jurisPK-ERV Band
3, 2.Â Aufl. 2022, Â§ 130a Rz. 77). Im Ã�brigen hat die Rechtsprechung zum
â��Computerfaxâ�� darauf abgestellt, dass es zur ErfÃ¼llung der gesetzlich
erforderlichen Schriftform (vgl. fÃ¼r die Berufung Â§Â 151 Abs. 1 SGG) nicht
maÃ�geblich auf die vorhandene Kopiervorlage oder eine nur im Textverarbeitungs-
PC befindliche Datei ankommt, sondern allein auf die durch den Absender
veranlasste â�� am Empfangsort (Gericht) â�� erstellte kÃ¶rperliche Urkunde (vgl.
Gemeinsamer Senat der obersten GerichtshÃ¶fe des Bundes, Beschluss vom 5. April
2000 â��Â GmS-OGB 1/98 â��, juris, Rz. 16). Der durch die erstellte kÃ¶rperliche
Urkunde, also den Ausdruck durch das FaxgerÃ¤t, erzeugte Bearbeitungsaufwand
(vgl. oben), soll durch die Nutzungspflicht des elektronischen Rechtsverkehrs
gerade vermieden werden. WÃ¼rde die Rechtsauffassung der Beklagten mithin
zutreffen, enthielten die Vorschriften Ã¼ber die elektronischen Dokumente keine

                             9 / 11

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=IV%20ZB%207/22
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=IX%20ZR%20118/22
https://dejure.org/gesetze/SGG/65a.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/65a.html
https://dejure.org/Drucksachen/Bundestag/BT-Drs.%2017/12634#Seite=27
https://dejure.org/gesetze/SGG/65a.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/65a.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/151.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=GmS-OGB%201/98


 

Ã�nderung gegenÃ¼ber der bisherigen Rechtslage.

Die Voraussetzungen der Ausnahmevorschrift des Â§ 65d Satz 2 SGG liegen nicht
vor. Danach bleibt die Ã�bermittlung nach den allgemeinen Vorschriften zulÃ¤ssig,
wenn eine Ã�bermittlung aus technischen GrÃ¼nden vorÃ¼bergehend nicht
mÃ¶glich ist. Die vorÃ¼bergehende UnmÃ¶glichkeit ist bei der Ersatzeinreichung
oder unverzÃ¼glich danach glaubhaft zu machen, auf Anforderung ist ein
elektronisches Dokument nachzureichen, Â§ 65d Satz 3 SGG. Anhaltspunkte
dafÃ¼r, dass eine Ã�bermittlung als elektronisches Dokument vorÃ¼bergehend
nicht mÃ¶glich gewesen ist, sind weder ersichtlich noch von der Beklagten
glaubhaft gemacht worden. Vielmehr geht diese davon aus, ein elektronisches
Dokument im Sinne der Vorschriften Ã¼bermittelt zu haben. Weiter ergibt sich aus
der Akte, dass die Beklagte am 12. Januar 2023 Ã¼ber das elektronische
BehÃ¶rdenpostfach sowohl die Verwaltungsakten als auch die
BerufungsbegrÃ¼ndung Ã¼bersandt hat. Selbst wenn eine vorÃ¼bergehende
technische UnmÃ¶glichkeit bestanden hÃ¤tte, wÃ¤re diese spÃ¤testens mit dem
Schriftsatz vom 12.Â Januar 2023 glaubhaft zu machen gewesen, weil jedenfalls zu
diesem Zeitpunkt der Versand elektronischer Dokumente der Beklagten mÃ¶glich
war, wie der Posteingang belegt. Darauf, ob eine Ã�bermittlung von Dokumenten
nach allgemeinen Vorschriften ermÃ¶glicht werden muss, wenn der elektronische
Ã�bermittlungsweg aus GrÃ¼nden nicht zur VerfÃ¼gung steht, die der jeweilige
Absender bzw. EmpfÃ¤nger der Nachricht nicht beeinflussen bzw. beheben kann (so
BSG, Beschluss vom 27. September 2022 â�� B 7 AS 60/22 B â��, juris, Rz. 12),
kommt es somit nicht entscheidungserheblich an.

Das elektronische Dokument vom 12. Januar 2023 hat die Berufungsfrist nicht
gewahrt, da das Urteil â�� mit ordnungsgemÃ¤Ã�er Rechtsmittelbelehrung â�� der
Beklagten bereits am 29. November 2022 zugestellt worden ist und die
Berufungsfrist mit Ablauf des 29. Dezember 2022, einem Donnerstag, geendet hat.
GrÃ¼nde fÃ¼r eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand (vgl. Â§ 67 SGG) sind
weder dargetan noch ersichtlich. Insbesondere ist die Beklagte mit der dem Urteil
beigefÃ¼gten Rechtsmittelbelehrung auf die seit 1. Januar 2022 geltenden
Formvorschriften ausdrÃ¼cklich hingewiesen worden, sodass keine Anhaltspunkte
dafÃ¼r bestehen, dass sie ohne Verschulden gehindert gewesen ist, die
Berufungsfrist einzuhalten. Dass technische GrÃ¼nde hierfÃ¼r nicht entscheidend
waren, ist bereits oben dargelegt worden.

Die Berufung ist daher unzulÃ¤ssig und zu verwerfen.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde, die Revision zuzulassen, sind nicht gegeben, da die Voraussetzungen des
Â§ 160 Abs. 2 SGG nicht vorliegen.

Â 
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